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betr. die Zuſammenlegung verſchiedener Gemeinden im Kreiſe Großes Werder. 
Vom 29. Juni 1939. 


Auf Grund des $ 5 Abſatz 1 des Geſetzes über die Regelung verſchiedener Punkte des Gemeinde⸗ 
verfaſſungsrechts vom 12. 3. 1929 (G. Bl. S. 33) und des $ 1 Ziffer 13 und des § 2 des Ge 
ſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 24. 6. 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die 
Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird 
folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 

8 1 

(1) Die Landgemeinde Platenhof wird aufgelöſt und mit der Stadtgemeinde Tiegenhof ver⸗ 
einigt. 

(2) Der Name Platenhof bleibt als Bezeichnung eines Ortsteils der Stadtgemeinde Tiegenhof 
beſtehen. 

82 

(1) Die Landgemeinde Neuteichsdorf wird aufgelöſt. 

(2) Die Landgemeinde Neuteichsdorf wird ausſchließlich der links der Lichtenauer Vorflut gele⸗ 
genen Parzelle mit der Stadtgemeinde Neuteich vereinigt. 

(3) Die links der Lichtenauer Vorflut gelegene Parzelle von Neuteichsdorf wird mit der 
Landgemeinde Neuteicherhinterfeld vereinigt. 

83 

(1) Die Landgemeinde Pletzendorf wird aufgelöſt und mit der Landgemeinde Reinland ver⸗ 
einigt. 

(2) Der Name Pletzendorf bleibt als Bezeichnung eines Ortsteils der Landgemeinde Reinland 
beſtehen. 

8 4 

(1) Die Landgemeinde Klein-Mausdorferweiden wird aufgelöſt und mit der Landgemeinde Neu⸗ 
langhorſt vereinigt. 

(2) Der Name Klein-Mausdorferweiden bleibt als Bezeichnung eines Ortsteils der Land⸗ 
gemeinde Neulanghorſt beſtehen. 

8 5 

(1) Die Landgemeinde Herrenhagen wird aufgelöſt und mit der Landgemeinde Gr. Leſewitz 
vereinigt. 

(2) Der Name Herrenhagen bleibt als Bezeichnung eines Ortsteils der Landgemeinde Gr. Leſe⸗ 
witz beſtehen. 

86 
(1) Die Landgemeinde Keitlau wird aufgelöſt und mit der Landgemeinde Jungfer vereinigt. 
(2) Der Name Keitlau bleibt als Bezeichnung eines Ortsteils der Landgemeinde Jungfer beſtehen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 7. 1939.) 
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(1) Die Landgemeinde Neunhuben wird aufgelöſt und mit der Landgemeinde Ladekopp ver⸗ 
einigt. ASIA EI 
(2) Der Name Neunhuben bleibt als Bezeichnung eines Ortsteils der Landgemeinde Ladekopp 
beſtehen. * 9 82 W „ 
8 8 


4 

In den aufgelöſten Gemeinden treten anſtelle der bisher dort geltenden Beſtimmungen mit dem 
Tage der Zuſammenlegung alle Ortsſatzungen, Anderungen, Gewohnheitsrechte, Gemeindebeſchlüſſe, 
allgemeine Beſtimmungen und Polizeiverordnungen der Gemeinde in Kraft, mit der ſie vereinigt 
werden. Die Ausdehnung des Geltungsbereiches der Polizeiverordnungen erfolgt unter Beobachtung 
der hierfür allgemein geltenden Form. 


a 5 8 9 N 
Das Vermögen der aufgelöſten Landgemeinden einſchließlich aller Schulden geht mit der Zu⸗ 
ſammenlegung auf die neuen Landgemeinden über. 


27810 ' 
Die neugebildeten Gemeinden übernehmen die z. Zt. in den aufgelöften Landgemeinden beſte⸗ 
henden gemeindlichen Schulen und werden ſie in der bisherigen Art fortführen und ausbauen. 


8 11 
Dieſe Rechtsverordnung tritt mit dem 1. Juli 1939 in Kraft. 


Danzig, den 29. Juni 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A. I. 46 04 Huth Rettelsky 


135 Rechtsverordnung 
über die Abänderung der Rechtsverordnung zur Vereinfachung der Verwaltung 
vom 9. Auguſt 1935 (G. Bl. S. 869). 6 
Vom 8. Juni 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziffern 10, 22 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes ver⸗ 
längernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


ists 0 8 1 
(1) Für das Gebiet der Freien Stadt Danzig wird ein Landesverwaltungsgericht gebildet. 
(2) Auf das Landesverwaltungsgericht geht der bisher dem Senat für Verwaltungsangelegen⸗ 
heiten bei dem Obergericht der Freien Stadt Danzig übertragene Aufgabenkreis über. 


8 2 
(1) In jedem Stadt- und Landkreis wird ein Verwaltungsgericht gebildet, welches die Bezeich⸗ 
nung „Stadt⸗ bezw. Kreisverwaltungsgericht“ erhält. 
(2) Auf dieſe Stadt- und Kreisverwaltungsgerichte geht der bisher der Kammer für Verwal- 
tungsangelegenheiten bei dem Landgericht Danzig übertragene Aufgabenkreis über. 


83 
Soweit der Bezirksausſchuß, die Kreisausſchüſſe, Stadtausſchüſſe, Magiſtrate, kollegialen Ge⸗ 
meindevorſtände und Kollegien aus Bürgermeiſter und Beigeordneten ($ 4 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 — Geſetzſammlung S. 195) nicht ſchon durch Ar⸗ 
tikel 1 8 1 der Rechtsverordnung zur Vereinfachung der Verwaltung vom 7. Januar 1927 (G. Bl. 
S. 42) aufgehoben worden ſind, werden ſie als Beſchlußbehörden beſeitigt. 


8 4 
(1) Das Landesverwaltungsgericht beſteht aus dem Verwaltungsgerichtsdirektor als Vorſitzenden 
und 6 Mitgliedern. emsgd ö | 
2) Der Verwaltungsgerichtsdirektor iſt im Hauptamt auf Lebenszeit zu beſtellen und muß die 
Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſt beſitzen. Zwei Mitglieder des Lan⸗ 
desverwaltungsgerichts müſſen ebenfalls unmittelbare Staatsbeamte auf Lebenszeit ſein und die Befä⸗ 
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higung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſt beſitzen und können auch im Nebenamt 
für die Dauer ihres Hauptamtes beſtellt werden; für ſie können Stellvertreter beſtimmt werden, welche 
denſelben Anforderungen genügen müſſen. Die anderen Mitglieder ſind aus dem Kreis der ehren- 
amtlichen Mitglieder auf Zeit zu beſtellen ($ 6 dieſer Verordnung). 

(3) Im Falle der Behinderung des Vorſitzenden geht der Vorſitz auf das dienſtälteſte haupt⸗ 
oder nebenamtliche Mitglied über. 

(4) Die Geſchäftsordnung ($ 11) kann beſtimmen, daß in beſtimmten Fällen das Verwaltungs⸗ 
gericht in einer geringeren als der in Abſ. 1 feſtgelegten Beſetzung entſcheidet. 

(5) Das Verfahren vor dem Landesverwaltungsgericht richtet ſich nach den bisher für den 
Senat für Verwaltungsangelegenheiten beim Obergericht Danzig und für das frühere Oberverwal⸗ 
tungsgericht maßgebenden Vorſchriften. 


8 5 

(1) Die Stadt- und Kreisverwaltungsgerichte beſtehen aus dem Vorſitzenden und 4 Mitgliedern. 

(2) Den Vorſitz im Stadtverwaltungsgericht Zoppot führt der Oberbürgermeiſter von Zoppot, 
den Vorſitz im Stadtverwaltungsgericht Danzig der Beauftragte des Senats für die Stadtgemeinde 
Danzig und den Vorſitz im Kreisverwaltungsgericht der Landrat. Der Vorſitzende oder ein Mitglied 
des Verwaltungsgericht muß die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſt 
beſitzen, die übrigen Mitglieder ſind ehrenamtliche Mitglieder auf Zeit. 

(3) Im Falle der Behinderung des Vorſitzenden (Oberbürgermeiſter, Landrat) geht der Vorſitz 
auf einen vom Präſidenten des Senats zu ernennenden Vertreter über. 

(4) Die Geſchäftsordnung (§ 11) kann beſtimmen, daß in beſtimmten Fällen das Verwaltungs- 
gericht in einer geringeren als der in Abſ. 1 feſtgelegten Beſetzung entſcheidet. 

(5) Das Verfahren vor den Stadt- und Kreisverwaltungsgerichten richtet ſich nach den bisher 
für das Verwaltungsſtreitverfahren geltenden Vorſchriften. 


8 6 

(1) Der Präſident des Senats ernennt die haupt⸗ und nebenamtlichen Mitglieder ſowie die 
ehrenamtlichen Mitglieder auf Zeit nach näher von ihm zu erlaſſenden Beſtimmungen. 

(2) Die Amtszeit der ehrenamtlichen Mitglieder beträgt vier Jahre. Für jedes Mitglied ſind 
nach Maßgabe des Bedürfniſſes ein oder mehrere Stellvertreter zu ernennen. Wird während der Amts⸗ 
zeit die Ernennung neuer Mitglieder oder neuer Stellvertreter erforderlich, ſo werden dieſe für den Reſt 
der Amtszeit ernannt. Die Mitglieder müſſen Danziger Staatsangehörige, über 25 Jahre alt ſein, 
mindeſtens ſeit einem Jahr im Gebiet der Freien Stadt Danzig wohnen und direkte Steuern zahlen. 
Die Mitglieder der Stadt⸗ und Kreisverwaltungsgerichte ſollen im Bezirk ihres Verwaltungsgerichts 
ihren Wohnſitz haben. Nicht ernannt werden ſollen hauptamtlich tätige Beamte des Staates oder der 
Gemeinden (Gemeindeverbände) ſowie Mitglieder anderer Verwaltungsgerichte. Im übrigen gelten 
für die Ernennung und Ablehnung des Amtes ſinngemäß die Vorſchriften, die nach dem Gerichtsver— 
faſſungsgeſetz für Schöffen gelten. 

(3) Die ehrenamtlichen Mitglieder auf Zeit und ihre Stellvertreter werden durch den Vorſitzenden 
des Verwaltungsgerichts vereidigt. Sie erhalten Tagegelder und Reiſekoſten nach den für Beamte der 
Beſoldungsgruppe A 2 a geltenden Vorſchriften. 

(4) Die Mitgliedſchaft erliſcht, abgeſehen vom Ablauf der Amtszeit, wenn die ernennende Stelle 
feſtſtellt, daß die Vorausſetzungen nicht mehr vorliegen, auf Grund deren die Ernennung erfolgt iſt. 

(5) Dienſtſtrafrechtlich gelten für die ehrenamtlichen Mitglieder auf Zeit und ihre Stellvertreter 
die für die richterlichen Beamten der Danziger Dienſtſtrafordnung vom 2. 11. 1938 (G. Bl. S. 582) 
getroffenen Beſtimmungen ſinngemäß. 

(6) Bis zur Neuernennung der ehrenamtlichen Mitglieder auf Grund dieſer Rechtsverordnung 
werden die bisherigen ehrenamtlichen Mitglieder der Kammer für Verwaltungsangelegenheiten beim 
Landgericht Danzig den einzelnen Stadt- und Kreisverwaltungsgerichten entſprechend ihrem Wohnſitz 
zugeteilt. 

8 7 


Die haupt- und nebenamtlichen Mitglieder des Landesverwaltungsgerichts haben in dieſer Eigen- 
ſchaft die Rechtsſtellung von Richtern der ordentlichen Gerichtsbarkeit. 


8 8 
Der Vorſitzende eines Verwaltungsgerichts und ſein Vertreter ſind nicht dadurch behindert, daß 
die Verfügung, über die das Verwaltungsgericht verhandelt, von der von ihnen geleiteten Ver 
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waltungsbehörde erlaſſen worden iſt. In dieſem Falle wird die Verwaltungsbehörde vor dem Ver⸗ 
waltungsgericht durch einen von ihr zu beſtellenden Kommiſſar des öffentlichen Intereſſes vertreten. 


8 9 
Die Entſcheidungen der Verwaltungsgerichte werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit gibt der Vorſitzende den Ausſchlag. 
$ 10 
Die Einnahmen der Verwaltungsgerichte fließen zur Staatskaſſe. Ihr fallen auch alle Ausgaben 
zur Laſt. Die räumliche Unterbringung des Stadt⸗ (Kreis-) Verwaltungsgerichts einſchließlich der 
Heizung, Beleuchtung und Ausſtattung iſt Aufgabe der Stadt (des Kreiſes). Den Umfang der Lei⸗ 
ſtungen beſtimmt im Streitfall der Senat. 
8 11 
Die Geſchäftsordnung der Verwaltungsgerichte wird von dem Präſidenten des Senats erlaſſen. 


$ 12 
Der Senat der Freien Stadt Danzig kann dem Landesverwaltungsgericht Fragen der Auslegung 
der Verwaltungsgeſetze zur Begutachtung vorlegen. 


8 13 
Die zur Zeit des Inkrafttretens der Verordnung bei der Kammer für Verwaltungsangelegen⸗ 
heiten und bei dem Senat für Verwaltungsangelegenheiten anhängigen Sachen werden von dieſen Ge⸗ 
richten zu Ende geführt. Für Rechtsmittel und Beſchwerden gegen Entſcheidungen der Kammer für 
Verwaltungsangelegenheiten iſt, ſofern dieſe noch nicht bei dem Senat für Verwaltungsangelegenheiten 
angebracht worden ſind, das Landesverwaltungsgericht zuſtändig. 


8 14 
Dieſe Rechtsverordnung tritt am 15. Juli 1939 in Kraft. 


Danzig, den 8. Juni 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A. I. 47 00 Greiſer Dr. Hoppenrath 
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